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Art der baulichen Nutzung

Allgemeines WohngebietWA

Planzeichen

Maß der baulichen Nutzung

Grundflächenzahl

Geschossflächenzahl

Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

GRZ

GFZ

Z

Höhe baulicher Anlagen als Höchstmaß in m über Bezugspunkt, hier:

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

Oberkante GebäudeOKGeb.

Baugrenze

überbaubare Grundstücksfläche

nicht überbaubare Grundstücksfläche

Straßenverkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung; hier:

Verkehrsflächen

Verkehrsberuhigter Bereich

Ein- bzw. Ausfahrten und Anschluss anderer Flächen an die Verkehrsflächen; hier:

Ein- und Ausfahrt

ErschließungswegE

WirtschaftswegW

Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen

Grünflächen

Private Grünflächen; Zweckbestimmung:

Geplanter Regenwasserkanal mit Angabe der NennweiteRW DN 400

QuartiersgartenQ

MultifunktionsflächeM

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Anpflanzung von Bäumen

Sonstige Planzeichen

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und Gemeinschafts-
anlagen; Zweckbestimmung:

StellplätzeSt

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes

Abgrenzung unterschiedlicher Art und unterschiedlichen Maßes der baulichen Nutzung

Sonstige Darstellungen

Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung
sowie für Ablagerungen; Anlagen, Einrichtungen und sonstige Maßnahmen, die dem
Klimawandel entgegenwirken

Flächen für Versorgungsanlagen; Zweckbestimmung:

Elektrizität (Trafostation)

Sollhöhe in m über Normalhöhennull (NHN)206,2

Bemaßung (verbindlich)6 4

Höhenlinie in m über Normalhöhennull (NHN)

Böschung (Bestand, unverbindlich)

Fahrbahnrand (nicht eingemessen)

Räumlicher Geltungsbereich der angrenzenden Bebauungspläne

Nachrichtliche Übernahmen

Regenwasserkanal mit Angabe der Nennweite (Bestand, nicht eingemessen)RW DN 700

Flächen mit wasserrechtlichen Festsetzungen; Zweckbestimmung: Schutzgebiet für Grund- und
Quellwassergewinnung mit Angabe der SchutzzoneIII

StellplätzeSt

Spiel- und BewegungsgartenSB

1 Textliche Festsetzungen

Mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes Wohnquartier „In den Pfeiffersgärten“ werden für seinen 
Geltungsbereich die Festsetzungen des Bebauungsplanes „Sportanlage an der Faulbacher Straße“ 
von 2000 durch die Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplanes ersetzt.

1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO)

Im Allgemeinen Wohngebiet sind die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Betriebe 
des Beherbergungsgewerbes sowie Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen 
unzulässig.

1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Höhe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 2 Nr. 4 und § 18 Abs. 1 BauNVO)

Der untere Bezugspunkt für die Höhenermittlung ist die Oberkante des Erdgeschoss-Rohfußbodens. 
Als Gebäudeoberkante gilt der Dachfirst bzw. der oberste Gebäudeabschluss. Die festgesetzte 
maximal zulässige Gebäudeoberkante gilt auch für Dachaufbauten und untergeordnete Bauteile.

1.3 Zulässigkeit von Stellplätzen und Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 und 4 BauGB i.V.m. § 23 Abs. 
5 BauNVO)

1.3.1 Stellplätze und Nebenanlagen i.S.d. §§ 12 und 14 BauNVO, Abstellplätze für Fahrräder und Müll- 
sammelbehälter, Erschließungswege sowie Spiel- oder Aufenthaltsplätze sind innerhalb und außer- 
halb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.

1.3.2 Innerhalb der in der Planzeichnung umgrenzten Flächen für Stellplätze sind auch Fahrradabstellplätze 
sowie Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO zulässig.

1.4 Private Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

1.4.1 Innerhalb der privaten Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Multifunktionsfläche“ sind Gemein- 
schaftsgärten und zweckgebundene bauliche Anlagen, die der Freizeitnutzung dienen, sowie 
befestigte Fußwege, Aufenthaltsplätze und Spielflächen zulässig. Eine Möblierung der Aufenthalts- 
und Freiflächen durch Sitzbänke, Sitzgruppen oder Sitzstufen, Pflanzkübel, Abfallbehälter und Spiel- 
geräte ist zulässig.

1.4.2 Innerhalb der privaten Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarten“ sind befestigte 
Fußwege und Aufenthaltsplätze sowie Spielflächen zulässig. Eine Möblierung der Aufenthalts- und 
Freiflächen mit Sitzbänken, Abfallbehältern und Spielgeräten ist zulässig.

1.4.3 Innerhalb der privaten Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Spiel- und Bewegungsgarten“ sind 
Spiel- und Sportgeräte sowie befestigte Fußwege zulässig. Eine Möblierung der Aufenthalts- und 
Freiflächen mit Sitzbänken und Abfallbehältern ist zulässig.

1.5 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

1.5.1 Im Allgemeinen Wohngebiet sind oberirdische, nicht überdachte Pkw-Stellplätze in wasserdurch- 
lässiger Bauweise, z.B. mit weitfugigem Pflaster mit einem Mindestfugenanteil von 6 %, Rasengitter- 
steinen mit einem Mindestrasenanteil von 40 %, Porenpflaster oder Schotterrasen, zu befestigen. Die 
Festsetzung gilt nicht für Stellplätze, die barrierefrei zugänglich sein müssen.

1.5.2 Die Verwendung von wasserdichten oder nicht durchwurzelbaren Materialien (Folie oder Vlies) zur 
Freiflächengestaltung ist unzulässig. Die Anlage von permanent mit Wasser gefüllten Teichen sowie 
die Verwendung im Zusammenhang mit der Errichtung von Anlagen zur Rückhaltung von anfallendem 
Niederschlagswasser bleiben hiervon unberührt.

1.5.3 Im Allgemeinen Wohngebiet sind zur Außenbeleuchtung Leuchten mit LED-Lampen mit einer 
Farbtemperatur von weniger als 3.000 K (warmweiße Lichtfarbe) mit geringem Ultraviolett- und 
Blaulichtanteil, die kein Licht über die Horizontale hinausgehend abstrahlen, zu verwenden. Leucht- 
mittel sind technisch und konstruktiv so auszuwählen, anzubringen und zu betreiben, dass Lichtein- 
wirkungen über das Baugebiet hinaus sowie auf Grünflächen, Bäume und sonstige Gehölzbestände 
auf ein Minimum begrenzt werden.

1.6 Bauliche und sonstige technische Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelt- 
einwirkungen und sonstigen Gefahren im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

1.6.1 Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind bei Neuerrichtung oder wesentlicher Änderung von 
Gebäuden zum Schutz vor Außenlärm die Außenbauteile schutzbedürftiger Räume derart auszu- 
führen, dass die Anforderungen an die Luftschalldämmung von Außenbauteilen nach DIN 4109-1 
„Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen“ (DIN 4109-1:2018-01) eingehalten werden. 
Die maßgeblichen Außenlärmpegel sind den nachfolgenden Übersichtskarten 1 bis 4 in Form von 
Lärmpegelbereichen zu entnehmen.

Übersichtskarte 1 - Maßgeblicher Außenlärmpegel Erdgeschoss tags

Übersichtskarte 2 - Maßgeblicher Außenlärmpegel 2. Obergeschoss tags

Übersichtskarte 3 - Maßgeblicher Außenlärmpegel Erdgeschoss nachts

Übersichtskarte 4 - Maßgeblicher Außenlärmpegel 2. Obergeschoss nachts

1.6.2 Bei einer Außenlärmbelastung von nachts größer gleich 50 dB(A) ist in Schlafräumen und 
Kinderzimmern bei geschlossenen Fenstern eine ausreichende Frischluftzufuhr mit zusätzlichen, 
schalldämmenden Lüftungseinrichtungen sicherzustellen.

1.6.3 Wird im Zuge der Erstellung der bautechnischen Nachweise unter Berücksichtigung der Schallaus- 
breitungsverhältnisse zum Zeitpunkt der Genehmigung der Nachweis erbracht, dass an den 
Außenbauteilen der schutzbedürftigen Räume nach DIN 4109-1 „Schallschutz im Hochbau - Teil 1: 
Mindestanforderungen“ (DIN 4109-1:2018-01) geringere maßgebliche Außenlärmpegel anliegen, 
können die Anforderungen an die Schalldämmung der Außenbauteile entsprechend den Vorgaben 
der DIN 4109-1 „Schallschutz im Hochbau, Teil 1: Mindestanforderungen“ in Verbindung mit DIN 
4109-2 „Schallschutz im Hochbau - Teil 2: Rechnerische Nachweise der Erfüllung der Anforderungen“ 
(DIN 4109-2:2018-01) reduziert werden. Änderungen können sich auch dann ergeben, wenn zum 
Zeitpunkt der Erstellung der bautechnischen Nachweise neue technische Regeln für den Schallschutz 
im Hochbau als Technische Baubestimmungen eingeführt worden sind und diese Technischen 
Baubestimmungen beachtet werden müssen.

1.7 Anpflanzung und Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 
Nr. 25a und b BauGB)

1.7.1 Im Allgemeinen Wohngebiet sind mindestens 10 % der Grundstücksflächen mit standortgerechten 
heimischen Laubsträuchern und Laubbäumen oder regionaltypischen Hochstamm-Obstbäumen zu 
bepflanzen. Blühende Ziersträucher und Arten alter Bauerngärten können als Einzelpflanzen einge- 
streut werden. Der Bestand sowie die nach den sonstigen zeichnerischen und textlichen Festsetz- 
ungen des Bebauungsplanes vorgesehenen Anpflanzungen können hierbei angerechnet werden.

1.7.2 Je Baumsymbol in der Planzeichnung ist mindestens ein standortgerechter Laubbaum mit einem 
Mindest-Stammumfang von 18-20 cm zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Eine Verschiebung der 
Pflanzungen von bis zu 10 m gegenüber den zeichnerisch festgesetzten Standorten ist zulässig. Bei 
Abgang sind entsprechende Ersatzpflanzungen vorzunehmen.

1.7.3 Im Allgemeinen Wohngebiet sind insgesamt mindestens 40 standortgerechte Laubbäume zu pflanzen 
und dauerhaft zu erhalten. Die gemäß Baumsymbol in der Planzeichnung vorgesehenen Anpflanz- 
ungen können hierbei angerechnet werden. Bei Abgang sind entsprechende Ersatzpflanzungen vor- 
zunehmen.

1.7.4 Innerhalb der privaten Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarten“ sind mindestens 15 
regionaltypische Hochstamm-Obstbäume mit einem Mindest-Stammumfang von 16-18 cm zu 
pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Bei Abgang sind entsprechende Ersatzpflanzungen vorzu- 
nehmen.

1.7.5 Die Dachflächen des obersten Geschosses von Gebäuden mit Flachdächern mit einer Neigung bis 
einschließlich 5° sind mindestens in extensiver Form fachgerecht und dauerhaft zu begrünen. Die 
Mindesthöhe der Substratschicht beträgt 10 cm. Von einer Begrünung ausgenommen sind Licht- 
kuppeln, Dachaufgänge, technische Aufbauten, Attikabereiche und Brandschutzstreifen; Anlagen zur 
Nutzung solarer Strahlungsenergie zählen in diesem Zusammenhang nicht zu den technischen Auf- 
bauten und sind fachgerecht über der Dachbegrünung auszuführen.

1.7.6 Die Dachflächen von Garagen und überdachten Stellplätzen mit einer Neigung bis einschließlich 10° 
sind in extensiver Form fachgerecht und dauerhaft zu begrünen.

1.7.7 Zum Erhalt festgesetzte Bäume, Sträucher und sonstige Bepflanzungen sind fachgerecht zu pflegen 
und dauerhaft zu erhalten. Bei Abgang sind gleichartige Ersatzpflanzungen vorzunehmen.

1.8 Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern, soweit sie zur Herstellung des 
Straßenkörpers erforderlich sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB)

Die zur Herstellung des Straßenkörpers notwendigen Böschungen, Stützmauern und Abgrabungen 
haben die Angrenzer auf ihren Grundstücken im Allgemeinen Wohngebiet zu dulden und zu 
gestatten, soweit diese nicht innerhalb der festgesetzten Verkehrsflächen angelegt werden können.

1.9 Festsetzung der Höhenlage (§ 9 Abs. 3 Satz 1 BauGB)

Die Höhenlage der Verkehrsflächen mit der besonderen Zweckbestimmung „Verkehrsberuhigter 
Bereich“ ist gemäß Eintrag in der Planzeichnung herzustellen; Abweichungen um bis zu 0,30 m sind 
zulässig.

2 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften
(Satzung gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 91 Abs. 1 und 3 HBO)

2.1 Gestaltung baulicher Anlagen (§ 91 Abs. 1 Nr. 1 HBO)

2.1.1 Zulässig sind Dächer mit gegeneinander laufenden Dachflächen und einer Neigung von maximal 40°, 
Pultdächer mit einer Neigung von maximal 15° und Flachdächer mit einer Neigung von maximal 5°. 
Für Nebenanlagen i.S.d. §§ 12 und 14 BauNVO sowie für untergeordnete Dächer sind abweichende 
Dachformen und Dachneigungen zulässig.

2.1.2 Zur Dacheindeckung von Dächern mit einer Neigung von mehr als 10° sind Tonziegel, Dachsteine 
oder sonstige nicht glänzende Materialien in den Farbtönen Rot, Braun und Anthrazit zulässig. Die 
Zulässigkeit von Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie sowie von Dachbegrünungen bleibt 
unberührt.

2.2 Gestaltung von Einfriedungen (§ 91 Abs. 1 Nr. 3 HBO)

2.2.1 Im Allgemeinen Wohngebiet sind zur Einfriedung von Grundstücken ausschließlich offene Ein- 
friedungen bis zu einer Höhe von maximal 1,20 m über der tatsächlichen Geländeoberfläche sowie 
heimische Laubhecken zulässig. Bei Einfriedungen ist ein Mindestbodenabstand von im Mittel 0,15 m 
einzuhalten. Mauer- und Betonsockel sowie Gabionen (Steinkörbe) sind unzulässig. Als tatsächliche 
Geländeoberfläche gilt bei unverändertem Gelände die natürliche Geländeoberfläche; bei ver- 
ändertem Gelände gilt die durch Herstellung entstandene Geländeoberfläche.

2.2.2 Im Allgemeinen Wohngebiet ist die Verwendung von Sichtschutzstreifen bei Stabgitterzäunen unzu- 
lässig.

2.3 Abfall- und Wertstoffbehälter (§ 91 Abs. 1 Nr. 3 HBO)

Standflächen für Abfall- und Wertstoffbehälter sind gegen eine allgemeine Einsicht abzuschirmen und 
entweder mit Laubhecken zu umpflanzen oder mit Sichtschutzelementen zu umgeben.

2.4 Begrünung von baulichen Anlagen (§ 91 Abs. 1 Nr. 5 HBO)

Geschlossene Wandflächen von freistehende Nebenanlagen sind mit rankenden, schlingenden oder 
kletternden Pflanzen, gegebenenfalls unter Verwendung von Rankhilfen, zu begrünen oder mit 
heimischen Laubhecken anzupflanzen. Die Begrünung ist dauerhaft zu erhalten.

2.5 Gestaltung der Grundstücksfreiflächen (§ 91 Abs. 1 Nr. 5 HBO)

2.5.1 Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind, soweit sie nicht für eine andere zulässige Verwendung 
benötigt werden, unter Verwendung von standortgerechten Laubbäumen und Laubsträuchern sowie 
artenreicher Ansaaten, gärtnerisch oder als naturnahe Grünfläche anzulegen und zu pflegen. Die 
Anlage von Kunstrasenflächen ist unzulässig.

2.5.2 Großflächig mit Steinen, Kies, Schotter oder sonstigen vergleichbaren Materialschüttungen bedeckte 
Flächen, in welchen diese Materialien das hauptsächliche Gestaltungselement sind und Pflanzen 
nicht oder nur in geringer Zahl vorkommen, sind unzulässig. Stein- oder Kiesschüttungen, die mit 
einer Breite von maximal 0,5 m dem Spritzwasserschutz unmittelbar am Gebäude oder der 
Versickerung von Niederschlagswasser dienen, bleiben hiervon unberührt.

3 Wasserrechtliche Festsetzungen
(Satzung gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 37 Abs. 4 Satz 2 und 3 HWG)

Das Niederschlagswasser von nicht dauerhaft begrünten Dachflächen von Gebäuden mit fünf oder 
mehr Wohneinheiten ist in Zisternen oder Regenwassernutzungsanlagen mit mindestens 5 m³ Nutz- 
volumen je Gebäude zu sammeln und als Brauchwasser, z.B. für den Grauwasserkreislauf innerhalb 
von Gebäuden oder zur Bewässerung von Grünflächen, zu verwerten, sofern wasserwirtschaftliche 
und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen.

4 Abweichung von der Stellplatz- und Ablösesatzung
(Festsetzung gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 52 Abs. 2 HBO sowie § 91 Abs. 3 HBO)

4.1.1 Abweichend von § 4 Abs. 1 i.V.m. Ziffer 1.2.1 der Anlage 1 der Satzung der Stadt Hadamar über die 
Stellplatzpflicht sowie die Gestaltung, Größe, Zahl der Stellplätze oder Garagen und die Ablösung der 
Stellplätze für Kraftfahrzeuge (Stellplatz- und Ablösesatzung) sind für Mehrfamilienhäuser nicht zwei 
zusätzliche Besucherstellplätze je sechs Wohneinheiten, sondern für alle Wohngebäude im 
Allgemeinen Wohngebiet insgesamt 15 Besucherstellplätze im räumlichen Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes herzustellen.

4.1.2 Abweichend von § 4 Abs. 4 der Satzung der Stadt Hadamar über die Stellplatzpflicht sowie die 
Gestaltung, Größe, Zahl der Stellplätze oder Garagen und die Ablösung der Stellplätze für Kraft- 
fahrzeuge (Stellplatz- und Ablösesatzung) sind innerhalb der in der Planzeichnung umgrenzten 
Flächen für Stellplätze an die öffentlichen Verkehrsflächen angrenzende und von dort anfahrbare 
Stellplatzanlagen mit einer Straßenfrontlänge von mehr als 10,00 m für mehr als vier Stellplätze pro 
Grundstück zulässig.

5 Hinweise und nachrichtliche Übernahmen

5.1 Gebäude-Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetz

Auf das Gesetz zum Aufbau einer gebäudeintegrierten Lade- und Leitungsinfrastruktur für die 
Elektromobilität (Gebäude-Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetz - GEIG) in der jeweils rechtsgültigen 
Fassung wird hingewiesen.

5.2 Bodendenkmäler

Werden bei Erdarbeiten Bodendenkmäler bekannt, so ist dies dem Landesamt für Denkmalpflege 
Hessen (hessenArchäologie) oder der Unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen. Der 
Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige im unveränderten 
Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung des Fundes zu schützen 
(§ 21 HDSchG).

5.3 Trinkwasserschutzgebiet und Grundwasserschutz

5.3.1 Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt in der Schutzzone III des amtlich festge- 
setzten Wasserschutzgebietes für die Wassergewinnungsanlage „Tiefbrunnen III Obertiefenbach“ der 
Gemeinde Beselich (WSG-ID 533-002). Die entsprechenden Verbote der Schutzgebietsverordnung 
vom 05.03.1965 (StAnz. 14/1965, S. 396) sind zu beachten.

5.3.2 Vorgesehene Straßenbaumaßnahmen sind in Anlehnung an die Richtlinien für bautechnische 
Maßnahmen an Straßen in Wasserschutzgebieten (RiStWag) auszuführen.

5.3.3 Sofern im Zuge von Baumaßnahmen Erdaufschlüsse hergestellt werden, die sich unmittelbar oder 
mittelbar auf die Bewegung, die Höhe oder die Beschaffenheit des Grundwassers auswirken können, 
ist die Anzeigepflicht nach § 49 Abs. 1 WHG zu beachten. Sofern Grundwasser unbeabsichtigt 
erschlossen wird, ist dies der zuständigen Behörde gemäß § 49 Abs. 2 WHG unverzüglich 
anzuzeigen. Sofern, z.B. durch geothermische oder sonstige Anlagen, Tiefeneingriffe vorgesehen 
werden, so kann hierfür ebenfalls eine wasserrechtliche Erlaubnis durch die zuständige Wasser- 
behörde erforderlich werden.

5.4 Verwertung von Niederschlagswasser

5.4.1 Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne 
Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder 
wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange 
entgegenstehen (§ 55 Abs. 2 Satz 1 WHG).

5.4.2 Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von der Person, bei der es anfällt, verwertet 
werden, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen (§ 37 Abs. 4 
Satz 1 HWG).

5.5 Vorsorgender und nachsorgender Bodenschutz

5.5.1 Bei der Umsetzung der Planung und Baudurchführung sind die einschlägigen Vorgaben und Normen 
sowie insbesondere die vom Hessischen Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt, Weinbau, 
Forsten, Jagd und Heimat herausgegebenen Merkblätter „Bodenschutz für Bauausführende“ und 
„Bodenschutz für Häuslebauer“ sowie die DIN-Vorschriften DIN 19639 „Bodenschutz bei Planung und 
Durchführung von Bauvorhaben“, DIN 18915 „Vegetationstechnik im Landschaftsbau - 
Bodenarbeiten“ und DIN 19731 „Bodenbeschaffenheit - Verwertung von Bodenmaterial“ zu beachten.

5.5.2 Werden im Zuge von Bauarbeiten Anhaltspunkte für das Vorliegen schädlicher Bodenveränderungen 
oder Altlasten wahrgenommen, sind nach § 4 Abs. 1 und 2 HAltBodSchG die Bauarbeiten an dieser 
Stelle abzubrechen und der Sachstand ist unverzüglich dem Regierungspräsidium Gießen, Dezernat 
41.4, zur Prüfung anzuzeigen.

5.6 Schutz und Erhalt von Bäumen und sonstigen Bepflanzungen

Gesunder Baumbestand ist zu erhalten, sofern er nicht unmittelbar durch Baumaßnahmen betroffen 
ist. Der zu erhaltende Bewuchs ist während Bauarbeiten gemäß DIN 18920 „Schutz von Bäumen, 
Gehölzbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ durch entsprechende Schutzmaß- 
nahmen vor Beschädigung oder sonstigen Beeinträchtigungen des Kronen-, Stamm- und Wurzel- 
raumbereiches zu schützen. Dies gilt auch für Bäume, die nicht auf den Baugrundstücken stehen.

5.7 Zuordnung von Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich

Den durch den Bebauungsplan vorbereiteten zusätzlichen und nicht vermeidbaren Eingriffen in 
Boden, Natur und Landschaft werden als Ausgleich vertraglich 161.374 Ökopunkte aus der 
Maßnahme „Nutzungsverzicht in einem Eichenwald“ des Forstamtes Weilburg (Hessen Forst) in der 
Forstabteilung 578A1, Stadt Weilburg, Gemarkung Waldhausen, Flur 7, Flurstück 16, zugeordnet.

5.8 Artenschutzrechtliche Vorgaben und Maßnahmen

5.8.1 Zur Vermeidung des Eintretens artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 
3 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ist die Beachtung und Durchführung von Vermeidungs- 
maßnahmen für die betroffenen Arten Heckenbraunelle und Zwergfledermaus innerhalb des 
Eingriffsbereiches (Plangebiet) erforderlich.

5.8.2 Die Rodung von Bäumen und Gehölzen ist gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG grundsätzlich nur in der 
Zeit vom 01. Oktober bis zum 28./29. Februar zulässig. Außerhalb dieses Zeitraums ist die 
Zustimmung der Unteren Naturschutzbehörde erforderlich. Die betroffenen Bereiche sind zudem 
zeitnah vor Beginn der Maßnahme durch eine fachlich qualifizierte Person auf aktuelle Brut- 
vorkommen von Vögeln zu kontrollieren.

5.8.3 Gebäude und Gebäudeteile (Schuppen, Unterstände), die für den Abbruch vorgesehen sind, sind 
unmittelbar vor Durchführung von Abbrucharbeiten durch eine qualifizierte Person auf Quartiere von 
Fledermäusen zu überprüfen. Hierbei festgestellte Quartiere i.S.d. § 44 Abs. 3 BNatSchG sind so 
lange zu erhalten, bis von der Unteren Naturschutzbehörde anderweitigen Maßnahmen zugestimmt 
wurde. Jede wegfallende Ruhe- und Fortpflanzungsstätte ist im Verhältnis 1:3 auszugleichen.

5.8.4 Innerhalb des Eingriffsbereiches (Plangebiet) ist mindestens ein geeigneter Fledermauskasten für 
gebäudebewohnende Fledermäuse anzubringen. Die Kästen sind an einer geeigneten unbe- 
leuchteten Stelle in mindestens 5 m Höhe über dem Erdboden zu montieren und entsprechend zu 
pflegen. Die genauen Standorte sind mit der Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen.

5.9 Hinweise zur Eingriffsminimierung

5.9.1 Leuchten für die Außenbeleuchtung, insbesondere Wandleuchten, sind so einzusetzen, dass das 
Licht nur nach unten abstrahlt. Treppen- und Gehwegbeleuchtung soll ebenfalls nur nach unten auf 
die zu beleuchtenden Flächen strahlen; dabei sind möglichst niedrige Lichtpunkthöhen zu wählen. Auf 
die Anstrahlung von Bäumen und Sträuchern ist zu verzichten. Flache LED-Strahler sind zur 
Vermeidung von Blendwirkungen horizontal und nicht aufgeneigt zu montieren. Auf den Einsatz von 
rundum strahlenden Deko-Leuchten (Kugel-Leuchten, Solar-Kugeln) ist zu verzichten. Die Beleucht- 
ungsdauer ist durch Schalter, Zeitschaltuhren oder Bewegungsmelder auf kurze Beleuchtungszeiten 
einzuschränken. Bewegungsmelder sind so zu montieren, dass sie nur ansprechen, wenn das Licht 
tatsächlich benötigt wird. Im Übrigen wird auf die einschlägigen Regelungen des § 35 Hessisches 
Gesetz zum Schutz der Natur und zur Pflege der Landschaft (Hessisches Naturschutzgesetz - 
HeNatG) verwiesen.

5.9.2 Es wird darauf hingewiesen, dass die Errichtung großflächiger, vollständig transparenter oder 
spiegelnder Glaskonstruktionen mit einer zusammenhängenden Glasfläche von mehr als 20 m² 
gemäß § 37 Abs. 2 HeNatG in der Regel unzulässig ist. Zudem sind gemäß § 37 Abs. 3 HeNatG bei 
Neubau und grundlegender Sanierung bestehender Baukörper großflächige Glasfassaden und 
spiegelnde Fassaden zu vermeiden und dort, wo sie unvermeidbar sind, so zu gestalten, dass 
Vogelschlag vermieden wird.

5.10 Immissionsschutzrechtliche Vorschriften

Die DIN 4109-1 „Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen“ (DIN 4109-1:2018-01) und 
die DIN 4109-2 „Schallschutz im Hochbau - Teil 2: Rechnerische Nachweise der Erfüllung der 
Anforderungen“ (DIN 4109-2:2018-01) vom Januar 2018 können beim Bauamt der Stadt Hadamar, II. 
Stock im Rathaus, eingesehen werden.

5.11 Artenauswahl

Artenliste 1 (Bäume):

Acer campestre - Feldahorn Parrotia persica - Parrotie

Acer monspessulanum - Französischer Ahorn Populus - Pappel

Acer platanoides - Spitzahorn Prunus avium - Vogelkirsche

Acer platanoides 'Columnare' - Spitzahorn Prunus padus - Traubenkirsche

Acer pseudoplatanus - Bergahorn Quercus robur 'Fastigiata' - Säulen-Eiche

Aesculus x carnea - Rotbl. Rosskastanie Sorbus aria/intermedia - Mehlbeere

Carpinus betulus - Hainbuche Sorbus aucuparia - Eberesche

Fraxinus ornus - Blumen-Esche Tilia cordata - Winterlinde

Ginkgo biloba - Ginkgobaum Tilia tomentosa - Silberlinde

Gleditsia triacanthos - Gleditschie Tilia platyphyllos - Sommerlinde

Liquidambar styraciflua - Amberbaum Ulmus x hollandica - Stadt-Ulme

Ostrya carpinifolia - Hopfenbuche Zelkova serrata - Zelkove

Artenliste 2 (Sträucher):

Amelanchier ovalis - Gemeine Felsenbirne Malus sylvestris - Wildapfel

Berberis vulgaris - Berberitze Mespilus germanica - Mispel

Buxus sempervirens - Buchsbaum Philadelphus coronarius - Pfeifenstrauch

Cornus sanguinea - Roter Hartriegel Prunus mahaleb - Steinweichsel

Corylus avellana - Hasel Pyracantha - Feuerdorn

Crataegus - Weißdorn Rhamnus cathartica - Kreuzdorn

Euonimus europaeus - Pfaffenhütchen Ribes div. spec. - Beerensträucher

Frangula alnus - Faulbaum Rosa canina - Hundsrose

Genista tinctoria - Färberginster Salix caprea - Salweide

Laburnum - Goldregen Salix purpurea - Purpurweide

Ligustrum vulgare - Liguster Sambucus nigra - Schwarzer Holunder

Lonicera xylosteum - Heckenkirsche Viburnum lantana - Wolliger Schneeball

Lonicera caerulea - Heckenkirsche Viburnum opulus - Gemeiner Schneeball

Artenliste 3 (Ziersträucher und Kleinbäume):

Amelanchier div. spec. - Felsenbirne Lonicera nigra - Heckenkirsche

Calluna vulgaris - Heidekraut Lonicera periclymenum - Waldgeißblatt

Chaenomeles div. spec. - Zierquitte Magnolia div. spec. - Magnolie

Cornus florida - Blumenhartriegel Mahonia aquifolium - Mahonie

Cornus mas - Kornelkirsche Malus div. spec. - Zierapfel

Deutzia div. spec. - Deutzie Philadelphus div. spec. - Falscher Jasmin

Hamamelis mollis - Zaubernuss Rosa div. spec. - Rosen

Hydrangea macrophylla - Hortensie Spiraea div. spec. - Spiere

Ilex aquifolium - Stechpalme Weigela div. spec. - Weigelia

Artenliste 4 (Kletterpflanzen):

Aristolochia macrophylla - Pfeifenwinde Lonicera spec. - Geißblatt

Clematis vitalba - Wald-Rebe Parthenocissus tricusp. - Wilder Wein

Hedera helix - Efeu Wisteria sinensis - Blauregen

Hydrangea petiolaris - Kletter-Hortensie

Artenliste 5 (Hochstamm-Obstbäume):

Allendorfer Rosenapfel - Apfel Rote Sternrenette - Apfel

Gacksapfel - Apfel Schafsnase - Apfel

Herrnapfel (Waldgirmes) - Apfel Siebenschläfer - Apfel

Heuchelheimer Schneeapfel - Apfel Spitzrabau - Apfel

Jakob Lebel - Apfel Clapps Liebling - Birne

Kaiser Wilhelm - Apfel Frühe von Trevoux - Birne

Rheinischer Bohnapfel - Apfel Gute Graue - Birne

Riesenboiken - Apfel Große schwarze Knorpelkirsche - Kirsche

Roter Trierer Weinapfel - Apfel Schneiders späte Knorpelkirsche - Kirsche

Auf die Grenzabstände für Pflanzungen gemäß §§ 38-40 Hessisches Nachbarrechtsgesetz wird 
hingewiesen.

Datengrundlage: Amtliches Liegenschaftskatasterinformationssystem (ALKIS)
der Hessischen Verwaltung für Bodenmanagement und Geoinformation.
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Verfahrensvermerke:

Der Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB wurde durch die Stadt-
verordnetenversammlung gefasst am  07.11.2022

Der Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB wurde  ortsüblich
bekanntgemacht am  19.05.2023

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB wurde ortsüblich be-
kanntgemacht am  17.04.2024

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte in der Zeit vom  22.04.2024
bis einschließlich  24.05.2024

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB wurde ortsüblich be-
kanntgemacht am  ___.___.______

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte in der Zeit vom  ___.___.______
bis einschließlich  ___.___.______

Der Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 BauGB sowie § 5 HGO und
§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 52 und 91 HBO sowie § 37 Abs. 4 HWG  erfolgte
durch die Stadtverordnetenversammlung am ___.___.______

Die Bekanntmachungen erfolgten im Amts- und Mitteilungsblatt für das
Hadamarer Land "Hadamar aktuell".

Ausfertigungsvermerk:
Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplanes mit den hierzu 
ergangenen Beschlüssen der Stadtverordnetenversammlung übereinstimmt und dass 
die für  die Rechtswirksamkeit maßgebenden Verfahrensvorschriften eingehalten 
worden sind.

Hadamar, den ___.___._____

____________
Bürgermeister

Rechtskraftvermerk:
Der Bebauungsplan ist durch ortsübliche Bekanntmachung gem. § 10 Abs. 3 BauGB in
Kraft getreten am:   ___.___.______

Hadamar, den ___.___.______

____________
Bürgermeister

0 10 20 30 40 50 60 70 80 m

3

2

1

Baugebiet GFZ Z

0,8

1,0

1,2

II

siehe Plankarte

Nr.

III

GRZ

0,4

0,5

0,6

WA

WA

WA

Bei Konkurrenz von GRZ und überbaubarer Grundstücksfläche gilt die engere Festsetzung.

siehe Plankarte

13,0 m

16,5 m

OKGeb.

4 0,80,5WA II 12,0 m

Nutzungsschablone

11.05.2026

Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22.12.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348),

Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176),

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) i.d.F. der Bekanntmachung vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), 
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